STADTRHEINAU

Beschlussvorlage Vorlage Nr.: 1X/0670

Verantwortlich: Uwe Beck

Geschéaftszeichen: | 622.31-20

Allgemeines Vorkaufsrecht fiir das Grundstiick FIst.Nr. 130/6, Gemarkung
Rheinbischofsheim, 3091 m?

Beratungsfolge

Gremium Termin Off .-Status Ergebnis

Gemeinderat 21.11.2018 offentlich Entscheidung

Beschlussantrag

Der Gemeinderat moge beraten und entscheiden, ob das bestehende Vorkaufsrecht
ausgeubt werden soll.

Finanzielle Auswirkungen Nein X |Ja Siehe unten
Haushaltsmittel stehen bereit Nein Ja Hbéhe:
UberplanmaRige/AuRerplanmaRige Mittel erforderlich Nein X |Jda Hoéhe: [ Siehe unten
Folgekosten Nein Ja Hobhe:

Erganzende Erlauterungen zu den finanziellen Auswirkungen

UberplanmaRige Mittel sind erforderlich:
Bei Ausiibung des Vorkaufsrechts zum Kaufpreis: 190.000,00 € zzgl. Grunderwerbsnebenkosten (ca.12.350,00 €)




Sachverhalt und Erlauterungen:

|. Sachverhalt

Mit notariellem Kaufvertrag vom 15.10.2018 wurde das Grundstick FISt.Nr. 130/6,
Gemarkung Rheinbischofsheim, zum Preis von 190.000 Euro verkauft. Das Grundstuck
hat eine Flache von 3091 m? und ist unbebaut. Es liegt innerhalb eines im Zusammen-
hang bebauten Ortsteils (§ 34 Abs. 1 Satz 1 Baugesetzbuch - BauGB). Die nahere
Umgebung ist uberwiegend durch Wohnnutzung und nichtstorende gewerbliche Nut-
zungen gepragt (siehe Anlage).

Mit Schreiben vom 29.10.2018 wurden beide Vertragsparteien zur Ausubung eines
Vorkaufsrechts nach § 28 Abs. 1 Satz 1 Nr. 6 BauGB angehort. Die Verkauferin teilte
hierauf mit Schreiben vom 05.11.2018 mit, dass sie mit der Ausubung des Vorkaufs-
rechts nicht einverstanden sei, da der Kaufer das Grundstick zu Wohnzwecken nutzen
wolle. Der Kaufer liely der Stadt Rheinau ein Schreiben vom 07.11.2018 zukommen, in
der er stichpunktartig seine Absicht erlauterte, auf dem Grundstick Wohnraum zu
schaffen.

Il. Rechtliche Rahmenbedingungen
Fir das Grundstick liegen die Voraussetzungen flr die Auslbung eines Vorkaufs-
rechts nach § 24 Abs. 1 Satz 1 Nr. 6 BauGB vor:

Nach dieser Vorschrift steht der Stadt beim Kauf von Grundsticken in Gebieten, die
nach § 30, 33 oder 34 Abs. 2 BauGB vorwiegend mit Wohngebauden bebaut werden
konnen, ein Vorkaufsrecht zu, soweit die Grundstlicke unbebaut sind. Das Vorkaufs-
recht darf nur ausgetbt werden, wenn dies durch Griinde des Allgemeinwohls gerecht-
fertigt ist (§ 24 Abs. 3 Satz 1 BauGB).

Diese Voraussetzungen sind hier erfullt:

1. Das Grundstick kann nach § 34 Abs. 2 BauGB vorwiegend mit Wohngebauden be-
baut werden.

2. Das Grundstuck ist auch unbebaut, wie es § 24 Abs. 1 Satz 1 Nr. 6 BauGB verlangt.

3. SchlieBlich ist die Ausibung des Vorkaufsrechts durch das Wohl der Aligemeinheit
gerechtfertigt, wie es § 24 Abs. 3 Satz 1 BauGB verlangt. Denn das ist beim Vor-
kaufsrecht nach § 24 Abs. 1 Satz 1 Nr. 6 BauGB in der Regel der Fall, wenn die
Gemeinde — wie hier — das Grundstuck zur Bereitstellung von Wohnbauland erwer-
ben will. So beabsichtigt die Stadt Rheinau, zur Férderung des stadtebaulichen Ziels
der Innenentwicklung das Grundstick innerhalb von zwei Jahren der Wohnnutzung
zuzufuhren.

Es bestehen keine Anhaltspunkte flr eine atypische Situation, die eine abweichende
Beurteilung nahelegen.

4. Das Vorkaufsrecht soll hier zum vertraglich vereinbarten Kaufpreis von
190.000 Euro ausgeubt werden (§28 Abs.2 Satz2BauGB i.V.m. §464
Abs. 2 BGB). Hinzu kommen Grunderwerbsnebenkosten in einem Umfang von ca.
12.350 €, so dass sich der Gesamtkaufpreis sich auf rd. 202.350 € (ca. 66 €/m?) be-
laufen wird.



5. Das Vorkaufsrecht kann gemal} § 28 Absatz 2 Satz 1 BauGB nur innerhalb von zwei
Monaten nach der Mitteilung Uber den Abschluss des Kaufvertrags durch den Notar
ausgeulbt werden. Im vorliegenden Fall ist der Stadt Rheinau die Mitteilung des No-
tars am 18.10.2018 zugegangen. Das Vorkaufsrecht kann somit langstens bis zum
18.12.2018 ausgeubt werden.

6. Der Kaufer kann die Austbung des Vorkaufsrechts nach § 27 Abs. 1 Satz 1 BauGB
abwenden, wenn er in der Lage ist, das Grundstuck binnen angemessener Frist ei-
ner Wohnnutzung zuzuflhren und er sich hierzu vor Ablauf der Auslibungsfrist am
18.12.2018 gegenuber der Stadt Rheinau verpflichtet.

Der Kaufer wurde diesbezlglich erneut angeschrieben, um ihm die Moglichkeit zu
geben, eine den Anforderungen des § 27 Abs. 1 Satz 1 BauGB entsprechende Ver-
pflichtungserklarung abzugeben.

7. Die Ausubung des Vorkaufsrechts steht im Ermessen der Stadt Rheinau, d. h. die
Stadt kann bei Vorliegen der Voraussetzungen das Vorkaufsrecht ausiuben, muss
dies aber nicht tun. Die Stadt muss das ihr eingeraumte Ermessen pflichtgemaf
entsprechend dem Zweck des Vorkaufsrechts nach § 24 Abs. 1 Satz 1 Nr. 6 BauGB
ausuben. Sie darf sich also nicht von sachfremden Erwagungen leiten lassen. Sinn
und Zweck des fraglichen Vorkaufsrechts ist es, das Grundstick zeitnah einer
Wohnnutzung zufuhren zu kdnnen, um Wohnraum fur die Bevdlkerung zu schaffen.
Dagegen ware es beispielsweise zweckwidrig, das Vorkaufsrecht lediglich zur ,Bo-
denbevorratung® auszuuben.

lll. Empfehlung zur Entscheidung

Die Verwaltung empfiehlt, das Vorkaufsrecht auszuiben, um die Versorgung der Be-
volkerung mit Wohnraum sicherstellen zu kdnnen. Hierbei handelt es sich um ein be-
reits von Gesetzes wegen legitimes stadtebauliches Anliegen (§1 Abs.6
Nr. 2 BauGB). Mit dem Beschluss des Gemeinderats, das Vorkaufsrecht auszulben,
wird die Forderung dieses Ziels auch dann erreicht, wenn der Kaufer von seiner Ab-
wendungsbefugnis Gebrauch macht. Denn so oder so wird dann das Grundstlck in
mittelbarer Zukunft einer Wohnnutzung zugefiihrt werden miussen.

Anlagen:
Lageplan Fist.Nr. 130/6 - Rheinbischofsheim



	FLD_VONAME
	Datum
	Ostatus
	Zuständig
	Beratungsfolge
	Anlage
	Beschlußvorschlag
	FAuswirkung
	Sachverhalt

